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anliegen des bundesweiten Netzwerks 
ist die Stärkung des bürgerschaftlichen 
Engagements in der Vielfalt seiner For - 
men (Ehrenamt, Freiwilligenarbeit, Selbst- 
hilfe u. a.). Dabei orientiert sich das Netz-
werk am Leitbild einer aktiven Bürger-
gesellschaft, die durch das Engagement 
der Bürgerinnen und Bürger und die ver-
antwortliche mitgestaltung des Gemein-
wesens geprägt ist. Eine aktive Bürger-
gesellschaft stärkt die Demokratie und 
das soziale Kapital der Gesellschaft.

Die arbeit im Netzwerk ist ein prozess, 
der nicht auf formellen Verträgen, son-
dern auf gegenseitigem Vertrauen und 
partnerschaft beruht. ausgangspunkt ist 
die Überzeugung, dass alle Beteiligten 
durch die Zusammenarbeit gewinnen und 
dem gemeinsamen Ziel näher kommen.

Im bundesweiten Netzwerk kooperieren  
Organisationen, Verbände, Zusammen-
schlüsse, Netzwerke und Initiativen der 
Bürgergesellschaft und des Dritten Sek-
tors, Vertreterinnen und Vertreter der 
Wirtschaft und des arbeitslebens sowie 
staatlicher und kommunaler Institutionen 
bei der gemeinsamen aufgabe, in nach-
haltiger Weise bestmögliche rechtliche, 
institutionelle und organisatorische rah-
menbedingungen für das bürgerschaft- 
liche Engagement zu schaffen. Sie wollen 
den nationalen, europäischen und inter-
nationalen Erfahrungsaustausch über  
das bürgerschaftliche Engagement ver-
bessern und den Wissensstand für die Be - 
lange seiner Förderung fortentwickeln. 

Verwaltungshandeln und staatliche re- 
formpolitik werden im Netzwerk darauf- 
hin befragt, ob und wie sie bürgerschaft- 

liches Engagement ermöglichen und ak- 
tivieren. Gleiches gilt für den Bereich  
der Wirtschaft. Corporate Citizen ship ist 
ausdruck eines verantwortlichen wirt-
schaftlichen handelns. Die Stärkung der 
Bürgergesellschaft ist Teil eines nachhal-
tigen Wirtschaftens. Nicht zuletzt bietet 
das Netzwerk den Organisationen des 
Dritten Sektors und der Bürgergesell-
schaft – ob in formell verfassten, stärker 
strukturierten Verbänden oder in infor-
mellen, offenen Netzwerkformen – die 
möglichkeit der Selbstreflexion, um ihre 
eigenen Strukturen daraufhin zu befra-
gen, ob sie optimale Entfaltungsmög-
lichkeiten für bürgerschaftliches Enga-
gement bieten.

Die Stärkung des bürgerschaftlichen En- 
gagements beschränkt sich nicht auf ein-
zelne Engagementfelder, sondern um- 
fasst sämtliche Gesellschafts- und politik- 
bereiche. Das Netzwerk stärkt das bür-
gerschaftliche Engagement im Zusam- 
menspiel von Bürgergesellschaft/Drittem  
Sektor, Staat/Kommunen und Wirtschaft/ 
arbeitsleben.

Die Stärkung des bürgerschaftlichen En-
gagements als Ziel des Netzwerks hat 
zur Folge, dass die Organisationen, Ver-
bände, Zusammenschlüsse, Netzwerke 
und Initiativen der Bürgergesellschaft 
und des Dritten Sektors in der mitglied-
schaft des Netzwerks ein besonderes 
Gewicht erhalten. Zugleich trägt das 
Netzwerk dafür Sorge, dass alle drei 
gesellschaftlichen Sektoren in den Ent-
scheidungsgremien angemessen vertre-
ten sind. Die repräsentant/inn/en von 
Staat und Kommunen sowie Wirtschaft 
und arbeitsleben vertreten die anliegen 

präamBEL
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des Netzwerks in ihren jeweiligen Sek-
toren. 

Das Netzwerk ist ein pluraler und unab-
hängiger Zusammenschluss, der selbst 
über seine anliegen und aufgaben ent-
scheidet. ausgangspunkt aller Überle-
gungen und aktivitäten ist die Überzeu-
gung, dass alle Beteiligten durch diese 
Zusammenarbeit im doppelten Sinne ge- 
winnen: Zum einen können die allen  
Beteiligten gemeinsamen Ziele zur Stär-
kung des bürgerschaftlichen Engage-
ments mit Synergieeffekten besser und 
nachhaltiger erreicht werden. Zum ande-
ren gewinnen die einzelnen mitglieder 
des Netzwerks für ihre eigene arbeit 
neue Einsichten und profitieren von den 
Erfahrungen anderer mitgliedsorgani-
sationen. Eine gute Balance zwischen 
Wahrung des je eigenen profils der mit-
gliedsorganisationen, dem respekt vor 
dem profil anderer und der Zusammen-
arbeit an den gemeinsamen, bereichs-
übergreifenden Zielen ist die Stärke eines 
jeden Netzwerks, so auch die des BBE. 

Die Übernahme von aufgaben und pro-
jekten erfolgt in einer bereichs- und sek- 
torübergreifenden perspektive und dient 
der Feldentwicklung. Daraus sollen Im-
pulse für die bereits bestehenden be-
reichsspezifischen arbeitsansätze der 
mitglieder entstehen. Wenn mitglieder 
bereits in diesen Bereichen tätig sind, 
soll die aufgabenübernahme nur abge-
stimmt erfolgen.

Die arbeit im Netzwerk beruht auf gegen-
seitigem Vertrauen und partnerschaft, 
dem gegenüber formelle Verträge zurück-
treten. Dem entspricht auch, dass bei an- 
stehenden Entscheidungen über aufga-
ben und positionierung Einvernehmlich- 
keit angestrebt wird und dabei die unter-
schiedlichen aufgaben, Traditionen und 
Sichtweisen der mitgliedsorganisationen 
angemessen berücksichtigt werden. Das 
Netzwerk selbst gewinnt durch dieses 
miteinander der mitgliedsorganisationen 
und dem solchen Zusammenschlüssen 
eigenen mehrwert ein eigenständiges, 
unverwechselbares profil. 
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I. aLLGEmEINEr TEIL
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§1  Name, Sitz, Geschäftsjahr

1. Das Netzwerk führt den Namen „Bundes- 
netzwerk Bürgerschaftliches Engage- 
ment“ (BBE). 

2. Sitz des Netzwerks ist Berlin.

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2  Zweck und aufgaben

absatz 1

1. Der Zweck des bundesweiten Netz-
werks ist die Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements.

2. Das Netzwerk fördert bürgerschaftli-
ches Engagement als unentbehrliche 
Voraussetzung des demokratischen 
Staatswesens. Insbesondere werden 
Wissenschaft, Forschung, Bildung, Er- 
ziehung und Kultur in ihrem Bestreben  
gefördert, die Bedeutung des bürger-
schaftlichen Engagements sichtbar zu  
machen und die rahmenbedingun-
gen seiner Förderung zu verbessern.

3. Das Netzwerk fördert im Zusammen-
spiel von Bürgergesellschaft/Drittem 
Sektor, Staat und Kommunen sowie 
den Organisationen aus Wirtschaft 
und arbeitsleben das bürgerschaftli-
che Engagement. alle aufgaben und 
Themen werden im hinblick auf Be-
dingungen, anforderungen und re- 
formbedarfe in Bürgergesellschaft/  
Drittem Sektor, Staat/Kommunen so-

wie Wirtschaft/arbeitsleben in ihren 
wechselseitigen Bezügen bearbeitet.

4. Nach innen gerichtet schafft das Netz- 
werk die möglichkeit zu austausch, 
Beratung und Kooperation der mit-
glieder aus allen drei gesellschaftli- 
chen Sektoren. Nach außen artiku-
liert das Netzwerk auf nationaler, eu- 
ropäischer und internationaler Ebe-
ne engagementpolitischen und de- 
mokratischen reformbedarf in Bür-
gergesellschaft/Drittem Sektor, Staat/  
Kommunen und Wirtschaft/arbeitsle-
ben und trägt durch die arbeit seiner 
arbeitsgruppen zur Verbesserung der  
praxis des bürgerschaftlichen Engage-
ments bei.

5. Daneben kann der Verein auch die ide-
elle und finanzielle Förderung der BBE 
Geschäftsstelle gemeinnützige Gmbh 
zur Förderung und pflege der Wissen-
schaft, Forschung, Bildung, Erziehung 
und Kultur vornehmen.“

absatz 2

 Das Netzwerk verfolgt unter Berück-
sichtigung der Erfahrungen und Kom- 
petenzen seiner mitglieder im Sinne 
der präambel insbesondere folgende  
aufgaben:

1. Identifizierung und Bearbeitung von 
Fragen des bürgerschaftlichen Enga-
gements,

2. Entwicklung von handlungsempfeh-
lungen zur Förderung des bürger-
schaftlichen Engagements,



3. anregung von projekten zur Stärkung  
des bürgerschaftlichen Engagements  
i. S. der Entwicklung neuer Formen 
und ansätze mehrsektoraler Koope-
rationen und partnerschaften, die als 
modelle Impulse für die praxis liefern 
sollen. Dabei sollen die Erfahrungen 
und Kompetenzen der mitglieder des 
Netzwerkes einbezogen werden,

4. Dialog mit und Beratung von parla-
menten, regierungen, Öffentlichkeit, 
Wirtschaft, Verbänden und weiteren 
zivilgesellschaftlichen akteuren,

5. Förderung von Beteiligungsmöglich-
keiten für engagierte Bürgerinnen  
und Bürger aus der praxis des bürger- 
schaftlichen Engagements,

6. Informations- und Erfahrungsaus-
tausch im nationalen, europäischen 
und internationalen rahmen,

7. herstellung von Öffentlichkeit zur  
Stärkung des bürgerschaftlichen En- 
gagements,

8. Kommunikation der Ergebnisse der 
Netzwerkarbeit.

9 Die Förderung der unter § 2 absatz 
1 Nr. 5 genannten Körperschaft wird 
insbesondere verwirklicht durch Be-
schaffung von mitteln durch Beiträge, 
Spenden sowie durch Veranstaltun-
gen, die der ideellen Werbung für den 
geförderten Zweck dienen.“

§3  Gemeinnützigkeit und  
 mittelverwendung

1. Das Netzwerk verfolgt ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützige 
Zwecke im Sinne des abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der 
abgabenordnung. Es ist selbstlos 
tätig und verfolgt nicht in erster Linie  
eigenwirtschaftliche Zwecke.

2. Im Sinne von § 55 absatz 1 Ziffer 1 
der abgabenordnung erhalten mit- 
glieder in ihrer Eigenschaft als mitglie-
der des Bundesnetzwerks keine Ge-
winnanteile und keine Zuwendungen 
aus mitteln des Bundesnetzwerks. 
Es darf keine person durch aus- 
gaben, die dem Zweck des Bundes-
netzwerks fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütun-
gen begünstigt werden. Die Zahlung 
von aufwandspauschalen für die eh-
renamtliche Tätigkeit ist im ausnah-
mefall und im rahmen des gelten-
den rechts grundsätzlich möglich.

3. mittel des Netzwerks dürfen nur für 
die in den Statuten genannten Zwe-
cke verwendet werden. Näheres  
regeln die Geschäftsordnungen.
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II. mITGLIEDSChaFT

§4  mitglieder

absatz 1

1. mitglieder des Netzwerks sind stimm- 
berechtigte und kooperierende mit-
glieder. Die Gründungsmitglieder 
sind stimmberechtigte mitglieder 
des Netzwerks.

2. mitglied kann werden, wer die Ziele 
und aufgaben des BBE anerkennt 
und deren umsetzung unterstützt.

3. Für die aufnahme gelten folgende  
Kriterien: Der/die antragsteller/in muss

• sich im gesellschaftlichen mitein-
ander an den prinzipien Gewaltfrei- 
heit und Toleranz orientieren,

• demokratische Zielsetzungen im Sin-
ne des Grundgesetzes verfolgen,

• die allgemeine Erklärung der men-
schenrechte anerkennen und 

• dem Gemeinwohl und der Förde-
rung des bürgerschaftlichen Enga-
gements verpflichtet sein.

absatz 2 (Stimmberechtigte 
mitglieder aus den drei gesell-
schaftlichen Sektoren)

1. Stimmberechtigte mitglieder des Netz- 
werks sind für das bürgerschaftliche  
Engagement und seine Förderung  
bundesweit relevante Organisationen,  
Institutionen und Zusammenschlüs-
se. Das bundesweite Netzwerk hat 
stimmberechtigte mitglieder aus den 
drei gesellschaftlichen Sektoren:

• Bürgergesellschaft und Dritter 
Sektor, 

• Bund, Länder und Kommunen,
• Wirtschaft und arbeitsleben.

2. aus Bürgergesellschaft und Drittem 
Sektor kann stimmberechtigtes mit-
glied im Netzwerk werden, wer:
• als Organisation für die Förderung 

bürgerschaftlichen Engagements 
bundesweite relevanz hat, was 
insbesondere durch eine bundes-
weit ausgerichtete Tätigkeit nach-
gewiesen ist und

• auf eine für die mitarbeit im Bundes- 
netzwerk angemessene Kontinu-
ität und Stabilität seiner bisheri-
gen arbeit verweisen kann, was 
i. d. r. durch ein mindestens zwei- 
jähriges Bestehen und Wirken nach- 
zuweisen ist und

• seinen Sitz in Deutschland hat und
• im Falle öffentlicher Zuwendungen 

den mittelverwendungsnachweis 
in Deutschland erbringt. 

 Vertreter/innen in diesem Sinne kön-
nen insbesondere sein:
• bundesweit relevante Organisatio-

nen, Verbände, Zusammenschlüsse, 
Netzwerke und Bundesinitiativen, 
die sich den Zielen des bundeswei-
ten Netzwerks verpflichtet fühlen,

• Kirchen und religionsgemeinschaf-
ten,

• bundesweit relevante gemein- 
nützige Stiftungen,

• bundesweit relevante Bildungs- 
und Forschungseinrichtungen,

• parteien und parteipolitische Verei- 
nigungen,

• träger- und bereichsübergreifende 
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Landesnetzwerke zur Förderung des 
bürgerschaftlichen Engagements.

3. Vertreter/innen von Bund, Ländern und 
Kommunen im Netzwerk können sein:

• Organisationseinheiten des Bundes,
• Organisationseinheiten der Bundes-

länder,
• die Zusammenschlüsse von kom- 

munalen Gebietskörperschaften und 
Kommunen.

4. Vertreter/innen der Wirtschaft und 
des arbeitslebens können sein:

• Zusammenschlüsse der arbeitge-
ber und arbeitnehmer sowie der 
medien auf Bundesebene,

• bundesweit tätige unternehmen, 
die in besonderer Weise bürger-
schaftliches Engagement fördern.

5. Die Vertreter/innen von Bürgergesell-
schaft/Drittem Sektor sind im Bundes- 
netzwerk in der mehrzahl.

absatz 3 (Kooperierende mitglieder)

1. Kooperierende mitglieder haben in 
der mitgliederversammlung eine  
beratende Stimme.

2. Kooperierende mitglieder können 
werden:

• Organisationen, Verbände, Zusam- 
menschlüsse, Netzwerke und Initia- 
tiven aus Bürgergesellschaft/Drit- 
tem Sektor, die keine bundesweite 
relevanz haben,

• einzelne, an den Netzwerkzielen 
orientierte Kommunen,

• nicht bundesweit tätige unterneh- 
men, die in besonderer Weise bürger- 
schaftliches Engagement fördern,

• nicht bundesweit relevante Bildungs- 
und Forschungseinrichtungen,

• Einzelmitglieder, wenn sie eine  
herausragende rolle in der Förde-
rung des bürgerschaftlichen Enga- 
gements einnehmen, z. B. durch  
Beiträge in der öffentlichen und wis- 
senschaftlichen Diskussion. 

§5  rechte und pflichten  
 der mitglieder

1. mitglieder werden durch das Bundes- 
netzwerk informiert und informieren 
das Bundesnetzwerk über Vorgänge 
und Entwicklungen, die die arbeit 
des Netzwerks betreffen.

2. mitglieder sind berechtigt und aufge- 
fordert, an der Willensbildung im 
Bundesnetzwerk durch ausübung des 
antrags- und Diskussionsrechts in mit-
gliederversammlungen mitzuwirken.

3. Jedes stimmberechtigte mitglied hat 
eine Stimme. Es beauftragt eine von 
ihm legitimierte Vertreterin bzw. einen  
von ihm legitimierten Vertreter. Diese 
Beauftragung ist der Geschäftsstelle 
schriftlich mitzuteilen. 

4. Das Stimmrecht kann nicht auf ande-
re mitglieder des Netzwerks übertra-
gen werden.

5. Kooperierende mitglieder sind nicht  
in der mitgliederversammlung stimm- 
berechtigt, haben aber ansonsten  
alle rechte und pflichten als mitglied 
im BBE. Details regeln § 12 und § 16.
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§6  mitgliedsbeiträge,  
 Zuwendungen

1. Das Netzwerk finanziert sich aus mit- 
gliedsbeiträgen sowie aus privaten 
und öffentlichen Zuwendungen. Wei- 
tere Finanzierungsmöglichkeiten sind  
nicht ausgeschlossen.

2. mitglieder entrichten einen jährlichen 
mitgliedsbeitrag. Die höhe des Bei-
trags wird auf Vorschlag des Koordi-
nierungsausschusses von der mit-
gliederversammlung festgelegt und 
ist zum Ende des ersten Quartals 
des Jahres fällig.

§7  aufnahme, Beendigung  
 und ausschluss

1. Die mitgliedschaft muss schriftlich 
beantragt werden.

2. aufnahmeanträge werden durch den 
Sprecher/innen/rat geprüft, der ggf. eine 
vorläufige mitgliedschaft beschließt. 
Die endgültige aufnahme bedarf der 
Zustimmung der mitgliederversamm-
lung. Es bedarf für diese Bestätigung 
zwei Drittel der Stimmen der erschie-
nenen mitglieder. anträge müssen den 
mitgliedern fünf Wochen vor einer auf-
nahmeentscheidung bekannt gemacht 
werden.

3. Gegen eine ablehnende Entschei- 
dung kann innerhalb eines monats 
nach Zugang schriftlich Beschwer-
de eingelegt werden, über die von 
der nächsten ordentlichen mitglie-
derversammlung entschieden wird. 
Die Beschwerdeentscheidung wird 
schriflich zugestellt.

4. Die mitgliedschaft endet

• mit der auflösung der juristischen 
person,

• durch Tod der natürlichen person,
• durch austritt,
• durch ausschluss aus dem Netz-

werk.

5. Der austritt aus dem Netzwerk ist 
jeweils zum 31.12. des laufenden 
Jahres möglich. Der austritt muss 
schriftlich erklärt werden.

6. Ein ausschluss von mitgliedern ist bei  
Verstößen gegen die Statuten des 
Netzwerks möglich. Dazu bedarf es 
eines schriftlich begründeten an-
trags von mindestens drei stimmbe- 
rechtigten mitgliedern oder vom Spre- 
cher/innen/rat an die mitgliederver-
sammlung. Dieser ausschlussantrag 
ist dem betroffenen mitglied zeitnah 
zuzuleiten. Der Beschluss des aus-
schlusses bedarf einer Zwei-Drittel-
mehrheit der mitgliederversammlung.

7. Bei Beendigung der mitgliedschaft 
besteht kein anspruch auf anteile 
am Vermögen des Netzwerks.
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III. GrEmIEN

§8  Gremien des Netzwerks

1. Gremien des Netzwerks sind:
• die mitgliederversammlung,
• der Koordinierungsausschuss,
• der Sprecher/innen/rat.

 auf Beschluss der mitgliederver-
sammlung können weitere Gremien 
eingerichtet werden. Ihre aufgaben 
sind in diesem Fall in den Statuten zu 
regeln.

2. Die Gremien des Netzwerks sind mit 
den erschienenen stimmberechtig-
ten mitgliedern beschlussfähig.

3. Die Fristen für die Einladung, Tages-
ordnung und protokoll sowie alles 
Weitere regelt die Geschäftsordnung 
für die Gremien des Netzwerkes.

§9  mitgliederversammlung

1. Die mitgliederversammlung setzt sich  
gemäß § 4 zusammen. Die Wahrneh- 
mung des Stimmrechts erfolgt ge-
mäß § 11.

2. Die mitgliederversammlung findet 
mindestens ein mal pro Jahr statt.  
außerordentliche mitgliederversamm-
lungen sind einzuberufen, wenn mit-
glieder mit mindestens einem Viertel 
der Gesamtstimmenzahl oder der  
Koordinierungsausschuss mit drei 
Viertel seiner Stimmen einen schrift-
lich begründeten antrag beim Spre-
cher/-innen/rat stellen.

§10  aufgaben der mitglieder- 
  versammlung

 aufgaben der mitgliederversammlung  
sind:
• Beschlussfassung über Statuten 

des Netzwerks,
• Entscheidung über Bildung oder 

auflösung einzelner Gremien des 
Netzwerks,

• Entscheidung über die aufnahme 
und den ausschluss von mitglie-
dern des Netzwerks nach § 7,

• Entscheidung über anträge an die 
mitgliederversammlung und Kon-
trolle der Beschlussumsetzung,

• Entscheidung über die arbeits-
schwerpunkte des Netzwerks,

• Einsetzung und Bestätigung von 
arbeitsgruppen und ad-hoc-Grup-
pen nach § 16,

• auflösung von arbeitsgruppen und  
ad-hoc-Gruppen,

• Wahl der mitglieder des Koordinie-
rungsausschusses nach § 12,

• Bestimmung von zwei Kassenprü- 
fer/ inne/n für die amtszeit des 
Sprecher/innen/rates. Die Kassen- 
prüfer/innen dürfen nicht dem Spre- 
cher/innen/rat angehören,

• Entgegennahme des Berichts der 
Kassenprüfer/innen,

• Verabschiedung des vom Sprecher/- 
innen/rat vorgelegten haushaltes 
des Netzwerks,

• abnahme des rechenschaftsbe-
richts des Sprecher/innen/rates,

• Entlastung des Sprecher/innen/ 
rates,

• Beschlussfassung über die auflö-
sung des Netzwerks nach § 19.
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§11  abstimmungen in der  
  mitgliederversammlung

1. Jedes stimmberechtigte mitglied hat 
eine Stimme.

2. Die Wahl der mitglieder des Koordi-
nierungsausschusses nach § 12 er-
folgt mit der einfachen mehrheit der 
Stimmen der erschienenen mitglie-
der. Enthaltungen gelten als nicht 
abgegebene Stimmen.

3. Bei Entscheidungen der mitglieder- 
versammlung ist Einvernehmen an-
zustreben. anderenfalls entscheidet 
die mitgliederversammlung mit einer 
mehrheit von zwei Dritteln der Stim- 
men der erschienenen mitglieder. Ent- 
haltungen gelten als nicht abgege-
bene Stimmen.

4. Erklärt ein mitglied, dass es einen 
Beschluss nicht mittragen kann, so 
ist auf Verlangen des mitgliedes die-
se Erklärung gleichzeitig und in der 
gleichen Form wie der Beschluss zu 
veröffentlichen.

5. auf antrag eines mitglieds wird ein 
Gegenstand der Debatte zur Grund-
satzfrage erhoben. Jede Grundsatz-
frage muss vom antragsteller bzw. 
von der antragstellerin begründet 
werden. Beschlüsse über diesen 
Gegenstand müssen mit Drei-Vier-
tel-mehrheit gefasst werden. Enthal-
tungen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen. Wird mit dieser mehrheit 
ein Beschluss gefasst, so hat jedes 
mitglied das recht auf Dokumenta-
tion eines abweichenden Votums. 
Nicht zur Grundsatzfrage können er- 
hoben werden: personalentscheidun- 

gen, Fragen der Geschäftsordnung 
und finanzielle Fragen. 

6. änderungen der Statuten können 
nur mit einer mehrheit von zwei Drit-
teln der Stimmen der erschienenen 
mitglieder beschlossen werden. 

7. Zur auflösung des Netzwerks sind 
drei Viertel der Stimmen der erschie-
nenen mitglieder erforderlich.

8. Nach außen gerichtete Beschlüsse 
des Netzwerks haben grundsätzlich 
empfehlenden Charakter. hat das 
mitglied einem Beschluss nicht zu-
gestimmt, kann das mitglied gemäß 
§ 11 Ziffer 5 verlangen, dass seine 
Gegenstimme oder Enthaltung bei 
publikationen und Vertretungen nach 
außen bekannt gemacht wird.

§12  Koordinierungsausschuss

1. Der Koordinierungsausschuss besteht 
aus maximal 40 personen und trifft 
sich mindestens zweimal im Jahr.

2. Die/der Vorsitzende des Koordinie- 
rungsausschusses ist zugleich die/der 
Vorsitzende des Sprecher/innen/rates.

3. Bei Entscheidungen des Koordinie-
rungsausschusses ist Einvernehmen 
anzustreben. anderenfalls entschei-
det der Koordinierungsausschuss mit 
einer mehrheit von zwei Dritteln der 
erschienenen Stimmen. Enthaltun-
gen gelten als nicht abgegebene 
Stimmen. 

4. Erklärt ein mitglied des Koordinie-
rungsausschusses, dass es einen 
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Beschluss nicht mittragen kann, so 
ist auf Verlangen des mitgliedes die-
se Erklärung gleichzeitig und in der 
gleichen Form wie der Beschluss zu 
veröffentlichen.

5. auf antrag eines mitglieds des Koor-
dinierungsausschusses wird ein Ge-
genstand der Debatte zur Grundsatz-
frage erhoben. Jede Grundsatzfrage 
muss vom antragsteller bzw. von der 
antragstellerin begründet werden. 
Beschlüsse über diesen Gegenstand 
müssen mit Drei-Viertel-mehrheit ge-
fasst werden. Enthaltungen gelten 
als nicht abgegebene Stimmen. Wird 
mit dieser mehrheit ein Beschluss ge-
fasst, so hat jedes mitglied das recht 
auf Dokumentation eines abweichen-
den Votums. Nicht zur Grundsatzfrage 
können erhoben werden: personalent-
scheidungen, Fragen der Geschäfts-
ordnung und finanzielle Fragen. 

6. Dem Koordinierungsausschuss gehö-
ren gewählte, berufene und gesetzte 
mitglieder an. Die/der Vorsitzende 
des Kuratoriums kann mit beratender 
Stimme an den Sitzungen des Koordi-
nierungsausschusses teilnehmen.

7. maximal 16 mitglieder des Koordinie- 
rungsausschusses sind gesetzte mit- 
glieder.

 Gesetzte mitglieder sind Organisati- 
onen gemäß der nachstehenden Liste,  
die jeweils eine Vertreterin bzw.  
einen Vertreter in den Koordinierungs-
ausschuss entsenden können. 

 Folgende Organisationen können als  
gesetzte mitglieder – ihre Bereit-
schaft zur mitarbeit im Netzwerk vo-
rausgesetzt – jeweils eine Vertreterin 

bzw. einen Vertreter in den Koordi-
nierungsausschuss entsenden:

• die beiden christlichen Kirchen,
• ein Spitzenverband der Freien 

Wohlfahrtspflege, 
• der Deutsche Kulturrat,
• der Deutsche Olympische Sportbund, 
• der Deutsche Naturschutzring,
• der Deutsche Feuerwehrverband,
• die engagementfördernden Infra-

struktureinrichtungen, Selbsthilfe-
kontaktstellen, Freiwilligenagen-
turen/-zentren und Seniorenbüros,

• der Bundesverband der Deutschen 
Stiftungen,

• der Deutsche Bundesjugendring,
• der Deutsche Frauenrat,
• die Bundesarbeitsgemeinschaft der 

Senioren-Organisationen, 
• die Bundesregierung,
• die Bundesländer,
• die Zusammenschlüsse von kom- 

munalen Gebietskörperschaften 
oder eine von den mitgliedskom-
munen bestimmte Kommune,

• ein Spitzenverband der arbeitge-
ber in Deutschland oder ein von 
den mitgliedsunternehmen be-
stimmtes unternehmen,

• der Deutsche Gewerkschaftsbund.

8. Berufene mitglieder des Koordinie-
rungsausschusses sind die nach §  
16 von den arbeitsgruppen bestimm- 
ten Sprecher/innen bzw. ihre Stell-
vertreter/innen. Sie werden von den 
projektgruppen entsandt und stellen 
maximal zehn mitglieder des Koordi-
nierungsausschusses.

9. Gewählte mitglieder des Koordinie- 
rungsausschusses werden ad per-
sonam aus dem Kreis der stimmbe-
rechtigten mitglieder von der mitglie-
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derversammlung frei gewählt. Sie 
stellen mindestens zehn mitglieder 
des Koordinierungsausschusses. In 
den Koordinierungsausschuss sol-
len auf Vorschlag der mitgliederver-
sammlung oder des Koordinierungs-
ausschusses bis zu vier mitglieder 
aus dem Kreis der kooperierenden 
mitglieder gewählt werden.

10. Nicht besetzte plätze des Koordinie-
rungsausschusses sollen durch frei zu 
wählende mitglieder besetzt werden.

11. Dem Koordinierungsausschuss sol-
len jeweils zur hälfte Frauen und män-
ner angehören.

12. Die amtszeit des Koordinierungsaus-
schusses ist auf drei Jahre begrenzt. 
Wiederwahl und Wiederberufung 
sind möglich. Der Koordinierungs-
ausschuss bleibt bis zur statutenge-
mäßen Wahl eines neuen im amt.

§13  aufgaben des  
  Koordinierungsausschusses

 Die aufgaben des Koordinierungsaus- 
schusses sind:

• die Wahl des/der Vorsitzenden des  
Koordinierungsausschusses, zu-
gleich Vorsitzende/r des Sprecher/- 
innen/rates,

• die Wahl der weiteren vier mitglie-
der des Sprecher/innen/rates,

• die Beratung über die Weiterent-
wicklung der Statuten,

• die Beratung und Beschlussfas-
sung der Geschäftsordnungen und  
der Finanzordnung des Bundes-
netzwerkes,

• Beschlussfassung zu anträgen an  
den Koordinierungsausschuss und  
Kontrolle der Beschlussumsetzung,

• Beratung mit dem Sprecher/innen/-
rat über weitere aufgaben der Ge-
schäftsstelle,

• Entgegennahme des Berichtes von  
Sprecher/innen/rat und Geschäfts-
stelle,

• die Einsetzung von ad-hoc-Gruppen  
nach § 16,

• die Bündelung und Zusammenfüh-
rung der Ergebnisse von arbeits- 
und ad-hoc-Gruppen,

• die Beratung und Beschlussfas-
sung von Strategien und Konzep-
ten der Netzwerkarbeit,

• der Beschluss über die Erstellung von  
positionspapieren, Stellungnahmen  
etc. und deren Verabschiedung,

• die Vorbereitung der mitgliederver- 
sammlungen des Netzwerks,

• die Vorbereitung von Veranstaltun-
gen, aktionen, Wettbewerben etc.,

• Vorschläge zur änderung von mit-
gliedsbeiträgen an die mitglieder-
versammlung,

• die vorläufige Entscheidung über 
den ausschluss von mitgliedern 
nach § 7.

§14  Sprecher/innen/rat

1. Der Sprecher/ innen/rat hat maxi-
mal fünf mitglieder. Neben der/dem  
Vorsitzenden werden vier mitglieder 
durch den Koordinierungsausschuss 
aus seinem Kreis gewählt. Dabei 
sollen drei Vertreter/innen aus dem 
Bereich Bürgergesellschaft/Dritter  
Sektor sowie jeweils eine Vertreterin 
bzw. ein Vertreter aus den Bereichen 
Staat/Kommunen sowie Wirtschaft/



arbeitsleben kommen. Dem Spre-
cher/innen/rat sollen Frauen und män- 
ner angehören.

2. Die/der Vorsitzende des Koordinie- 
rungsausschusses ist in dieser Funk-
tion auch Vorsitzende/r des Sprecher/-
innen/rates (vgl. § 12). Die weiteren 
mitglieder des Sprecher/innen/rates 
gelten als Stellvertreter/ innen der/
des Vorsitzenden. Die amtszeit ist 
auf drei Jahre begrenzt. Wiederwahl 
ist möglich. Der Sprecher/innen/rat 
ist so lange im amt, bis eine reguläre 
Neuwahl durch den Koordinierungs-
ausschuss erfolgt ist.

3. mitglieder des Sprecher/innen/rates 
können im Falle permanenter abwe-
senheit oder bei Verstößen gegen die 
Statuten des Netzwerks durch den  
Koordinierungsausschuss mit Zwei-
Drittel-mehrheit abgewählt werden. 

4. Der Sprecher/innen/rat hat die mög-
lichkeit, bestimmte aufgaben in fach-
lichen Themenfeldern befristet zu 
delegieren, wobei die Letztverant- 
wortung beim Sprecher/innen/rat  
bleibt. Eine Übertragung des Stimm- 
rechts im Sprecher/innen/rat ist damit 
nicht verbunden. Er ist gehalten, hier- 
für zunächst mitglieder des Koordi-
nierungsausschusses zu gewinnen. 
Wenn dies nicht gelingt, kann er auf  
mitglieder aus den mitgliedsorgani- 
sationen zurückgreifen, die ihm aus  
dem Koordinierungsausschuss emp-
fohlen werden. Es besteht regel- 
mäßige Berichtspflicht der beauf-
tragten personen gegenüber dem  
Sprecher/innen/-rat. Der Koordinie-
rungsausschuss ist auf seiner nächs-
ten Sitzung über die Beauftragung 
und das Themenfeld zu informieren.

§15  aufgaben des Sprecher/ 
  innen/rates

1. Der Sprecher/innen/rat vertritt das 
Netzwerk nach außen. Vertretungs-
berechtigt nach § 26 BGB sind je-
weils zwei mitglieder des Sprecher/-
innen/rates gemeinsam. Der Spre-
cher/innen/rat ist an die Beschlüsse 
der mitgliederversammlung und des 
Koordinierungsausschusses gebun-
den. Die meinungsbildung in den 
arbeits- und ad-hoc-Gruppen soll in 
die Vertretungsarbeit des Sprecher/-
innen/rates einfließen.

2. Der Sprecher/innen/rat berichtet auf 
der jährlichen mitgliederversamm-
lung über die arbeit des Bundesnetz- 
werkes und legt darüber rechenschaft  
ab. Er legt der mitgliederversamm-
lung einen jährlichen Geschäftsbe-
richt und einen haushaltsplan des 
Netzwerks vor. Er berichtet dem Ko-
ordinierungsausschuss regelmäßig 
über seine arbeit.

3. Der Sprecher/innen/rat trägt die Ver- 
antwortung für den haushalt und die 
rechnungslegung des Netzwerks ge- 
genüber der mitgliederversammlung.  
Er benennt dafür aus seinen rei-
hen einen Schatzmeister bzw. eine 
Schatzmeisterin.

4. Der Verein stellt den Sprecher/innen/- 
rat in Fällen leichter Fahrlässigkeit 
von regressansprüchen frei.

5. Der Sprecher/innen/rat führt die lau-
fenden Geschäfte des Netzwerks. 
Er hat die Fachaufsicht über die Ge-
schäftsstelle und ist ihr gegenüber 
weisungsberechtigt. Die Entschei-
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dungen über die aufgaben der Ge-
schäftsstelle trifft er im Einvernehmen 
mit dem Koordinierungsausschuss.

6. Im Falle der Einrichtung eines Kurato- 
riums beruft der Sprecher/innen/rat 
mit einstimmiger Entscheidung die 

mitglieder des Kuratoriums im Ein-
vernehmen mit dem Koordinierungs-
ausschuss.

7. alles Weitere regeln die Geschäfts-
ordnungen für die Gremien und die 
Geschäftsstelle des BBE. 

IV. arBEITS- uND aD-hOC-GruppEN

§16  arbeits- und ad-hoc-Gruppen

1. Die mitgliederversammlung kann 
mit Zwei-Drittel-mehrheit arbeits-
gruppen einsetzen, bestätigen und 
auflösen. Die Gruppen werden mit 
einem konkreten Thema eingesetzt. 
Die Einrichtung von arbeitsgruppen 
verpflichtet die mitglieder des Netz-
werks zur aktiven mitarbeit.

2. Die Gruppen wählen auf ihrer ersten 
Sitzung jeweils eine Sprecherin bzw. 
einen Sprecher und maximal zwei Stell- 
vertreter/ innen. Die Sprecher/ innen 
der arbeitsgruppen müssen mitglie-
der im BBE sein.

3. Die Sprecher/innen der arbeitsgrup-
pen bzw. ihre Stellvertreter/innen 
sind in dieser Funktion nach § 12 
stimmberechtigte mitglieder des Ko-
ordinierungsaussschusses.

4. mitgliederversammlung und Koordi- 
nierungsausschuss können mit Zwei-

Drittel-mehrheit ad-hoc-Gruppen ein- 
setzen und auflösen. Sie sollen einen 
inhaltlich und zeitlich begrenzten auf- 
trag erhalten. 

5. Die Sprecher/innen der ad-hoc-Grup- 
pen haben grundsätzlich Gaststatus  
in den Sitzungen des Koordinierungs- 
ausschusses.

6. Die arbeits- und ad-hoc-Gruppen 
erstatten dem Koordinierungsaus-
schuss regelmäßig Bericht. Die Er-
gebnisse der Gruppen werden in der 
mitgliederversammlung vorgestellt 
und diskutiert. 

7. Die aG- und ad-hoc-Gruppen-Spre-
cher/innen treffen sich mindestens 
einmal jährlich zur abstimmung ihrer 
arbeit.

8. alles Weitere regelt die Geschäfts-
ordnung für die arbeits- und ad-hoc-
Gruppen.
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V. KuraTOrIum

VI. GESChäFTSSTELLE

§17  Kuratorium

1. auf Beschluss der mitgliederver-
sammlung kann ein Kuratorium ein-
gerichtet werden.

2. Dem Kuratorium gehören persönlich-
keiten des öffentlichen Lebens an, 
die durch ihr ansehen in der Öffent-
lichkeit, ihr amt oder ihre Kompetenz 
in besonderer Weise das anliegen 
und die Themen des Netzwerks in 
Öffentlichkeit, politik und Wirtschaft 
fördern.

3. Das Kuratorium unterstützt und be-
gleitet das Netzwerk in seiner arbeit 
durch sein öffentliches ansehen. Es 
gibt anregungen für die arbeit und 
Fortentwicklung des Netzwerks.

4. Das Kuratorium soll sich in der regel 
einmal im Jahr treffen.

5. Das Kuratorium benennt eine Vor-
sitzende bzw. einen Vorsitzenden. 
Die/der Vorsitzende des Kuratoriums 
kann mit beratender Stimme an den 
Sitzungen des Koordinierungsaus-
schusses nach § 12 teilnehmen.

6. Die mitglieder des Kuratoriums wer-
den gemäß § 15, absatz 6 berufen.

7. Die mitglieder des Kuratoriums wer-
den für einen Zeitraum von drei Jah-
ren berufen. Eine Wiederberufung 
ist möglich.

§18  Geschäftsstelle

1. Das Bundesnetzwerk unterhält eine 
Geschäftsstelle in Berlin. 

2. Der Geschäftsführer bzw. die Ge-
schäftsführerin des BBE nimmt 
grundsätzlich an allen Sitzungen der 
Gremien des Netzwerks mit beraten-
der Stimme teil. Die referent/inn/en 
des BBE nehmen in der regel an  

allen Sitzungen der Gremien des Netz-
werks mit beratender Stimme teil.

3. Die Geschäftsstelle erbringt Dienst-
leistungen für die Gremien des Netz-
werks. Sie leistet nach abstimmung 
mit dem Sprecher/innen/rat Öffent-
lichkeitsarbeit für das Netzwerk 
und nimmt auf der arbeitsebene 
außenkontakte wahr. Über weitere 
aufgaben der Geschäftsstelle ent-
scheidet der Sprecher/innen/rat im 
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VII. auFLÖSuNG

VIII. INKraFTTrETEN

Einvernehmen mit dem Koordinie-
rungsausschuss. 

4. Die Geschäftsstelle ist an die fach- 
liche Weisung des Sprecher/innen/-
rates gebunden.

5. alles Weitere regelt eine Geschäfts-
ordnung für die Geschäftsstelle.

§19  auflösung des Netzwerks

1. Die auflösung des Bundesnetzwerks 
kann nur durch eine mitgliederver-
sammlung mit drei Viertel der Stim-
men der erschienenen stimmbe-
rechtigten mitglieder beschlossen 
werden, sofern ordnungsgemäß ein-
geladen wurde und der auflösungs-
beschluss ausdrücklich Gegenstand 
der Tagesordnung ist.

2. Bei auflösung oder Wegfall des bis-
herigen gemeinnützigen Zwecks des 
Netzwerks fällt das nach abwicklung 
der auflösung verbleibende Vermö-
gen des Netzwerks an amnesty Inter-
national, Sektion der Bundesrepublik 
Deutschland e. V., die es ausschließ-
lich und unmittelbar für gemeinnützi-
ge Zwecke zu verwenden hat.

3. Bei auflösung des Netzwerks sind 
der Sprecher/innen/rat oder von ihm 
Bevollmächtigte für die abwicklung 
der auflösung verantwortlich. 

§20  Inkrafttreten

Die Statuten in der Fassung vom 14.11. 
2008 treten am Tag nach ihrer Verab-
schiedung in Kraft. 
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Geschäftsordnung
für die mitgliederversammlung, 
den Koordinierungsausschuss und 
den Sprecher/innen/rat des BBE

Letzte änderung: Dezember 2011



§1  Geltungsbereich

1. Diese Geschäftsordnung gilt für die 
Gremien des Netzwerkes. als Gre-
mien des BBE gelten nach § 8 der 
Netzwerkstatuten die mitgliederver-
sammlung, der Koordinierungsaus-
schuss und der Sprecher/innen/rat. 

2. Diese Geschäftsordnung ergänzt die 
Netzwerkstatuten, sofern dort nicht 
bereits Verfahrensregeln für die ar-
beit der Gremien getroffen wurden. 

3. Sollten nach § 8 der Netzwerkstatu-
ten weitere Gremien eingerichtet 
wer    den, so gilt auch für sie diese Ge-
schäftsordnung in den entsprechen-
den regelungen. Bei zusätzlichem 
regelungsbedarf ist diese Geschäfts-
ordnung zu erweitern.

§2  Öffentlichkeit

1. Die mitgliederversammlung ist öf-
fentlich. Die Öffentlichkeit kann auf 
antrag ausgeschlossen werden.

2. Die Sitzungen des Koordinierungs-
ausschusses und des Sprecher/in-
nen/rates sind in der regel nicht öf-
fentlich. 

§3  Einberufung

1. Die mitgliederversammlung ist vom 
Sprecher/innen/rat acht Wochen vor 
dem Versammlungstermin schrift-
lich einzuladen. Dabei ist auf die 
be ste  hen den Fristen hinzuweisen. 

Be schluss re levante unterlagen müs-
sen den mit glie dern spätestens zehn 
Tage vor der Sitzung vorliegen. 

2. Der Koordinierungsausschuss ist 
vom Sprecher/ innen/rat mit einer 
Frist von drei Wochen, in besonde ren 
Fällen von mindestens zehn Ta gen, 
schriftlich einzuladen. Beschluss-
re levante unterlagen müssen den 
mit   gliedern des Koordinierungsaus-
schusses spätestens zehn Tage vor 
dem Sitzungstermin vorliegen. Der Ko-
ordinierungsausschuss tagt mindes-
tens zwei mal im Jahr. Die konstitu-
ierende Sitzung muss innerhalb von 
drei monaten nach der Neu wahl des 
Koordinierungsausschusses durch 
die mitgliederversammlung erfolgen.

3. Die Einberufung der Sprecher/innen/-
rats-Sitzungen erfolgt im Namen der/
des Vorsitzenden nach Be   darf und in 
der regel unter Beifü gung des Ent-
wurfs der Tagesordnung schriftlich 
durch die Geschäftsstelle des BBE.

4. Sitzungen des Sprecher/innen/rates 
können darüber hinaus jederzeit durch 
die Vorsitzende bzw. den Vorsitzenden  
kurzfristig einberufen werden.

§4 Beschlussfähigkeit und  
 abstimmungsregeln

1. Jede mitgliedsorganisation hat eine 
Stimme. Stimmübertragungen sind 
nicht gestattet. Der/die mitglieds-
vertreter/in ist nur für eine Organisa-
tion/Institution stimmberechtigt.

2. Eine schriftliche abstimmung muss 
vorgenommen werden, wenn dies in 
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den Netzwerkstatuten bestimmt ist 
oder ein Drittel der stimmberechtig-
ten Teilnehmer/innen dies verlangt. 

3. Liegen zu einem antrag mehrere än-
derungsvorschläge vor, so ist über 
den weitestgehenden zuerst abzu-
stimmen. 

4. Die Versammlungsleitung kann auf  
Verlangen ohne weiteren Beschluss 
eine geheime abstimmung anord-
nen. 

5. angezweifelte abstimmungen müs-
sen auf antrag wiederholt werden.

6. Beschlüsse können nur zur festge-
legten Tagesordnung gefasst wer-
den. Die Tagesordnung wird mit ein-
facher mehrheit vor Versammlungs-
beginn beschlossen.

7. Über Einsprüche gegen die Tages-
ordnung oder änderungsanträge 
ent   scheidet die Versammlung ohne  
De batte mit einfacher mehrheit.

8. Beschlüsse der Versammlungen wer-
den grundsätzlich ab dem Zeitpunkt 
der Beschlussfassung gültig. 

§5  Versammlungsleitung

1. Die Versammlungen werden von 
dem/der Vorsitzenden (nachfolgend 
Versammlungsleitung genannt) er-
öff net und geschlossen. Es ist zu- 
lässig, die Versammlungsleitung auf  
eine vom Sprecher/innen/rat be  - 
stimmte moderatorin bzw. einen 
vom Sprecher/ innen/rat bestimmten 
mo derator zu delegieren.

2. Nach Eröffnung der Versammlung 
stellt die Versammlungsleitung die 
Ordnungsmäßigkeit der Einberufung 
sowie anhand der anwesenheitsliste 
die Zahl der anwesenden Stimmbe-
rechtigten und die Beschlussfähig-
keit fest.

§6  Tagesordnung

1. Der Koordinierungsausschuss be-
schließt die Tagesordnung für die 
mitgliederversammlung auf Vor-
schlag des Sprecher/innen/rates. 

2. anträge zur Tagesordnung der mit-
gliederversammlung müssen bis spä- 
testens fünf Wochen vor dem Ver-
sammlungstermin schriftlich bei der 
Geschäftsstelle des BBE eingereicht 
werden. 

3. Die Tagesordnung zur mitgliederver-
sammlung wird den mitgliedern vier 
Wochen vor dem Versammlungster-
min zugesandt.

4. änderungen der Tagesordnung kön-
nen nur eingebracht werden, wenn 
sich ein für die Versammlung rele-
van tes Thema nach Verstreichen der 
regulären antragsfrist für die Ta ges  - 
or d nung ergeben hat. Über die auf - 
nahme des beantragten Tages ord -
nungspunktes entscheidet die mit-
gliederversammlung mit Zwei-Drit tel-
mehrheit. Dies kann nur vor Be schluss 
über die Tagesordnung ge schehen.

5. Der Sprecher/innen/rat legt die Ta-
gesordnung für die Sitzungen des 
Koordinierungsausschusses fest. 
Die Tagesordnung ist den mitgliedern 
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des Koordinierungsausschusses drei 
Wochen vor dem Versammlungs- 
termin zur Kenntnis zu geben.

6. Die Geschäftsstelle schlägt dem 
Sprecher/innen/rat unter Einarbei-
tung der angemeldeten Tagesord-
nungspunkte eine Tagesordnung für 
die Sprecher/innen/rats-Sitzungen 
vor. 

§7 Worterteilung und rederecht

1. Das Wort zur aussprache erteilt die 
Versammlungsleitung. Die redezeit 
kann auf antrag begrenzt werden.

2. Zu jedem punkt der Tagesordnung ist  
eine redeliste aufzustellen. Die Ein-
tragung in diese Liste erfolgt in der 
reihenfolge der Wortmeldungen. Für  
die mitgliederversammlung sind zwei  
getrennte Listen für redner und red- 
nerinnen aufzustellen, und ihnen ist  
unter Beachtung des reißverschluss-
prinzips das Wort zu erteilen.

3. Berichterstatter/ innen und antrag-
steller/innen erhalten zu Beginn und  
am Ende der aussprache ihres Tages- 
ordnungspunktes das Wort. Ihnen 
kann auch außerhalb der redeliste 
das Wort erteilt werden.

4. Die Versammlungsleitung kann um 
Klarstellung eines Sachverhaltes bit-
ten und dafür unabhängig von der 
redeliste das Wort erteilen. 

5. Die Versammlungsleitung sowie die 
mitglieder des Sprecher/innen/rates 
können außerhalb der redeliste je-
derzeit das Wort ergreifen. 

6. Bei Entscheidungen, die Teilnehmer/- 
innen persönlich betreffen, dürfen die- 
se nicht mitwirken. Sie können von 
der Versammlungsleitung aufgefor-
dert werden, den raum zu verlassen. 

7. Nach Eintritt in die abstimmung darf 
das Wort zur Sache nicht mehr erteilt 
werden.

8. Gäste, die der Sprecher/innen/rat zu 
den jeweiligen Sitzungen ausdrück-
lich eingeladen hat, haben immer  
re derecht. 

§8  anträge

1. alle anträge müssen schriftlich ein-
gereicht und begründet werden. Die 
anträge sollen grundsätzlich über 
die Geschäftsstelle beim Sprecher/-
innen/rat eingereicht werden. 

2. Die anträge werden von dem/der an- 
tragsteller/in in die Versammlungen 
eingebracht.

3. Initiativanträge können nur einge-
bracht werden, wenn sich ein Thema  
nach Verstreichen der regulären an-
tragsfrist für die Tagesordnung er- 
geben hat oder sich erst aus der Be- 
ratung zu einzelnen Tagesordnungs-
punkten ergibt. Über die aufnahme 
in die aktuelle Tagesordnung ent-
scheidet die Gremienversammlung 
mit Zwei-Drittel-mehrheit.

4. Die reguläre Frist zur Einreichung 
von anträgen an die mitgliederver-
sammlung beträgt fünf Wochen vor 
Versammlungstermin. Die vorliegen-
den anträge werden den mitglieds-
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organisationen im Vorfeld der Ver-
sammlung zur Kenntnisnahme über-
sandt und müssen ihnen spätestens 
zehn Tage vor dem Sitzungstermin 
vorliegen. 

5. ausnahmen sind anträge zur Erhebung 
von Beschlussvorlagen zur Grund - 
satzfrage gemäß § 11.5 der Netz-
werkstatuten. 

6. anträge an den Koordinierungsaus-
schuss müssen spätestens drei Wo-
chen vor dem Sitzungsdatum dem  
Sprecher/innen/rat zugegangen sein. 

7. ausnahmen sind auch hier anträge 
zur Erhebung von Beschlussvorlagen  
zur Grundsatzfrage gemäß § 12.5 
der Netzwerkstatuten. 

8. Für anträge an den Sprecher/innen/- 
rat gilt eine 10-Tages-Frist. 

§9  anträge zur  
 Geschäftsordnung

1. anträge zur Geschäftsordnung können 
jederzeit gestellt werden. Sie gelten als 
angenommen, wenn es keine inhalt- 
liche oder formale Gegenrede gibt. 

2. Über formale Fragen wird unmittelbar 
abgestimmt.

3. Erfolgt bei inhaltlichen Fragen eine 
Gegenrede, so wird bei vorliegenden  
Wortmeldungen dazu jeweils eine 
pro- und Contra-Stimme gehört und  
danach über den antrag abgestimmt. 

4. redner/innen, die zur Sache gespro-
chen haben, dürfen im unmittelbaren 

Zusammenhang zu ihrem redebei-
trag keinen antrag zur Geschäftsord-
nung stellen.

§10  Wahlen

1. Vorschläge für die Wahl der Vertre-
ter/innen im Koordinierungsaus-
schuss werden in der regel im Vor-
feld der mitgliederversammlung mit 
der Einladung bzw. mit dem weite-
ren materialversand zugesandt. 

2. Das Vorschlagsrecht für die Kandidat/- 
inn/en des Sprecher/innen/rates hat 
der Koordinierungsausschuss. Die  
Vorschläge sollen bis spätestens 
drei Wochen vor der Wahl schriftlich 
der Geschäftstelle vorliegen.

3. Scheidet ein mitglied des Sprecher/-
innen/rats oder ein gewähltes mit-
glied des Koordinierungsausschus-
ses vorzeitig aus, so wählt das nächst 
höhere Organ zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt für die restliche amtsdau-
er der/des ausgeschiedenen aus sei-
ner mitte einen Nachfolger bzw. eine 
Nachfolgerin. 

4. Wahlen sind grundsätzlich schriftlich 
und geheim vorzunehmen, wenn die 
Versammlung nicht einstimmig an-
ders beschließt. 

5. Vor dem Eintritt in die Wahl auf ei-
ner mitgliederversammlung ist ein 
Wahlausschuss mit mindestens drei  
mitgliedern zu bestellen. Der/die Wahl - 
leiter/in muss mitglied des Netzwer- 
kes sein. Weitere mitglieder des Wahl- 
ausschusses können aus der Ge-
schäftsstelle kommen.
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6. Der Wahlausschuss hat die aufgabe, 
die abgegebenen Stimmen zu zählen 
und zu kontrollieren. 

7. Die mitgliederversammlung hat eine 
Wahlleitung zu bestimmen, der bzw. 
die während des Wahlganges die 
rechte und pflichten der Versamm-
lungsleitung hat.

8. Vor dem Wahlgang hat der Wahlaus-
schuss zu prüfen, ob die zur Wahl 
vorgeschlagenen personen die Vor-
aussetzungen erfüllen, die die Netz-
werk-Statuten vorschreiben und sie 
einer Kandidatur zustimmen. 

9. Nach der Bekanntgabe der Wahler-
gebnisse sind die gewählten Kandi-
dierenden zu fragen, ob sie das amt 
annehmen. 

10. abwesende können gewählt werden, 
wenn der Wahlleitung vor der ab-
stimmung eine schriftliche Erklärung 
zur Kandidatur und zur bedingungs-
losen annahme der Wahl vorliegt. 

11. Stellen sich mehrere Kandidat/innen 
zur Wahl, ist im ersten Wahlgang der-/
diejenige gewählt, der/die die mehr-
heit der abgegebenen Stimmen auf 
sich vereint. hat keine der Kandidat/
innen die erforderliche mehrheit er-
halten, findet ein zweiter Wahlgang zu 
den gleichen Bedingungen statt. Bleibt 
auch dieser erfolglos, so ist im dritten 
Wahlgang der-/diejenige gewählt, der/
die die einfache mehrheit auf sich ver-
eint. Bei Stimmengleichheit in diesem 
Wahlgang entscheidet das Los.

12. auf Verlangen muss die Versammlung 
eine Kandidat/ inn/enbefragung vor  
deren Wahl ohne weitere Beschluss-

fassung zulassen. Dabei haben alle 
Kandidat/inn/en, die sich um das glei-
che amt bewerben, bei der Befragung 
einzelner den Saal zu verlassen.

13. auf Verlangen einer/eines Delegier- 
ten ist eine personaldebatte zu eröff- 
nen; diese ist nicht öffentlich. Bei 
der personaldebatte haben alle Kan-
didat/inn/en die Versammlung zu ver- 
lassen. 

14. Das Wahlergebnis wird durch den 
Wahlausschuss festgestellt, von der 
Wahlleitung der Versammlung be-
kannt gegeben und seine Gültigkeit 
ausdrücklich für das protokoll schrift-
lich bestätigt.

15. Die Wahl der rechnungsprüfer/innen 
wird von der Versammlungsleitung 
ge leitet. Wenn in der mitgliederver-
sammlung nichts anderes beschlos-
sen wurde, werden zwei rechnungs-
prüfer/innen mit einfacher mehrheit 
gewählt.

§11  Versammlungsprotokolle

1. Über alle Versammlungen sind pro-
tokolle zu führen. Die protokolle sind 
jeweils für die mitglieder der Gremi-
en bestimmt. 

2. aus den protokollen müssen Da-
tum, Versammlungsort, Namen der 
Teilnehmer/innen, Gegenstände der 
Beschlussfassung, die Beschlüsse 
im Wortlaut und das abstimmungs-
ergebnis ersichtlich sein. Die anga-
be der Stimmenverhältnisse ist auf 
Verlangen festzuhalten.
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3. Über die Verhandlungen und Be-
schlüsse der mitgliederversamm-
lung ist innerhalb von vier Wochen 
ein Beschlussprotokoll anzufertigen 
und den mitgliedern mit einer Wider-
spruchsfrist von acht Wochen zuzu-
leiten

4. Über die Verhandlungen und Be-
schlüsse des Koordinierungsaus-
schusses ist innerhalb von vier Wo-
chen ein Beschlussprotokoll anzufer-
tigen und den mitgliedern mit einer 
Widerspruchsfrist von vier Wochen 
zuzuleiten.

5. Die Fristen für die Zusendung des  
Be schlussprotokolls seiner Sitzun-
gen regelt der Sprecher/innen/rat in 
eigener Verantwortung. Die Sitzungs- 
protokolle müssen jedoch vor dem 
nächsten Sitzungstermin allen mit-
gliedern des Sprecher/innen/rats vor- 
liegen.

6. Wenn nichts anderes bestimmt ist, 
wird das protokoll von dem/der Ge-
schäftsführer/ in bzw. einer durch 
ihn/sie bestimmten person angefer-
tigt. Der Name des protokollführers 
bzw. der protokollführerin ist der 
Versammlung zu Be ginn mitzuteilen. 
Das Ori gi nal des protokolls sowie 
alle an la gen sind in der Geschäfts-
stelle des Vereins aufzubewahren.

7. Der Sprecher/innen/rat ist verant-
wortlich für die prüfung des proto-
kolls auf richtigkeit und Vollständig-
keit vor Versand. Er kann diese auf-
gaben an den/die Geschäftsführer/in 
delegieren.

8. Wenn dem zugesandten protokoll nicht 
innerhalb der angegebenen Fristen  

widersprochen wird, so gilt das pro-
tokoll als angenommen. Fristgerecht 
eingegangene änderungswünsche 
oder Einsprüche sind dem Gremium 
auf seiner nächsten Versammlung 
bekannt zu geben. Über ihre annah-
me entscheidet das Gremium mit 
einfacher mehrheit. Das protokoll gilt 
mit Einarbeitung der beschlossenen 
änderungen als angenommen. 

§12  änderung der  
  Geschäftsordnung

1. änderungen dieser Geschäftsordnung 
werden durch den Koordinierungs-
ausschuss mit Zwei-Drittel-mehr heit  
beschlossen. alle änderungen sind 
der mitgliederversammlung zur Kennt- 
nis zu geben. 

2. Salvatorische Klausel: Sollten einzel-
ne Bestimmungen dieser Geschäfts-
ordnung unwirksam oder undurch-
führbar sein oder nach Beschluss  
un wirksam oder undurchführbar wer- 
den, so wird dadurch die Wirksam-
keit der Geschäftsordnung im Übri-
gen nicht berührt. an die Stelle der 
unwirksamen oder undurchführbaren 
Bestimmung soll diejenige wirksame 
und durchführbare regelung treten, 
deren Wirkungen der eigentlichen Ziel-
setzung möglichst nahe kommen. 

 
Diese Geschäftsordnung tritt durch 
Beschluss des Koordinierungsaus-
schusses auf seiner Sitzung am 11. 
april 2008 mit sofortiger Wirkung in 
Kraft.
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Geschäftsordnung
für die arbeitsgruppen im BBE

Letzte änderung: September 2008



§1  Ziele, Themen und arbeits- 
 weise von arbeitsgruppen

1. Die arbeit der arbeitsgruppen dient 
dem Erfahrungsaustausch sowie der 
fachlichen Vertiefung und Entwick-
lung. Das Feld der Engagementför-
derung wird unter den jeweiligen 
Themenbereichen und -schwerpunk-
ten erörtert und entwickelt.

2. Die thematischen Schwerpunkt- 
setzungen der arbeitsgruppen orien-
tieren sich an der strategischen Ziel-
setzung des BBE. 

3. Die Zielsetzung für die arbeit der 
jeweiligen arbeitsgruppe soll in ab-
stimmung mit den Zielsetzungen der 
anderen arbeitsgruppen erfolgen. 
Die Koordination übernimmt die Kon-
ferenz der Sprecher/ innen der ar-
beitsgruppen (siehe § 4.5).

4. Die arbeitsgruppen entscheiden im 
rahmen ihres jeweiligen arbeitsauf-
trages selbst über arbeitsschritte 
und Wege der Zielerreichung. 

§2  Einrichtung und auflösung  
 von arbeitsgruppen

1. Grundlage der Tätigkeit von arbeits-
gruppen des BBE ist ein entspre-
chender Einsetzungsbeschluss der 
mitgliederversammlung. Die mit- 
gliederversammlung hat das recht,  
arbeitsgruppen zu bestätigen oder 
aufzulösen.

2. Die arbeitsgruppen arbeiten im auf-
trag der mitgliederversammlung des 

BBE und sind verpflichtet, den Gre-
mien des BBE fachlich zuzuarbeiten 
und regelmäßig über ihre arbeit zu 
berichten. Die mitgliederversamm-
lung ist berechtigt, die arbeitspläne 
der arbeitsgruppen zu modifizieren 
oder abzulehnen. Die mitglieder des 
BBE können sich regelmäßig über 
die arbeit aller arbeitsgruppen infor-
mieren.

3. Durch Beschluss des Koordinierungs-
ausschusses kann die Tätigkeit von 
arbeitsgruppen ausgesetzt werden, 
wenn sie bei der ausübung ihrer 
Tätigkeit gegen die Festlegungen in 
den Statuten oder den Geschäfts-
ordnungen des BBE verstoßen. Die 
mitgliederversammlung ist vor Ent-
scheidung über die Weiterführung 
der arbeitsgruppen über den Grund 
und die Dauer dieser aussetzung zu 
informieren. 

4. Die arbeitsgruppen werden bei ihrer 
arbeit von der Geschäftsstelle unter-
stützt.

§3  mitgliedschaft in den  
 arbeitsgruppen

1. Die arbeitsgruppen setzen sich i. d. r. 
aus Vertreter/inne/n der mitgliedsor-
ganisationen des BBE zusammen. 
Zusätzlich können Vertreter/innen 
weiterer Organisationen kooptiert 
werden. Die Sprecher/innen können 
zudem nach Bedarf Expert/inn/en für 
bestimmte Themenfelder einladen. 
Vertreter/innen von mitgliedsorgani-
sationen haben Stimmrecht, kooptier-
te Organisationen und Gäste haben 
rederecht, aber kein Stimmrecht.
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2. Jede mitgliedsorganisation kann mit 
jeweils einer person stimmberech-
tigt an der arbeitsgruppe teilneh-
men. Jeweils nach Neueinsetzung 
der arbeitsgruppen werden die mit - 
glieder des BBE, die sich verbind-
lich zur Teilnahme gemeldet haben,  
als arbeitsgruppen-mitglieder auf-
genommen. Über die mitarbeit ko- 
optierter Vertreter/innen weiterer  
Organisationen entscheidet die ar-
beitsgruppe zu Beginn einer jeden 
Neueinsetzung unter Information der 
Geschäftsstelle. Über die aufnah-
me weiterer mitglieder im laufenden  
arbeitsprozess entscheidet die  
arbeitsgruppe.

3. Eine arbeitsgruppe ist mit den an-
wesenden stimmberechtigten mit-
gliedern beschlussfähig, wenn ord-
nungsgemäß eingeladen wurde.

4. Die Festlegung der Eckpunkte der 
folgenden arbeitsgruppen-Sitzung 
und der einzuladenden Expert/inn/en 
erfolgt i. d. r. unter Beteiligung der 
arbeitsgruppen-mitglieder.

5. Ein mitarbeiter bzw. eine mitarbeite-
rin der Geschäftsstelle nimmt nach 
möglichkeit an den Sitzungen und 
Veranstaltungen der arbeitsgruppen 
teil und berichtet dort über politische 
und fachliche Entwicklungen sowie 
die aktivitäten des BBE.

§4  Wahl und aufgaben der  
 Sprecher/innen der  
 arbeitsgruppen

1. Die arbeitsgruppen wählen für die 
Einsetzungsdauer der arbeitsgruppe 

jeweils eine Sprecherin bzw. einen 
Sprecher und maximal zwei Stell-
vertreter/innen. Sprecher/innen und 
stellvertretende Sprecher/innen der 
arbeitsgruppen müssen Vertreter/- 
in nen von mitgliedsorganisationen 
des BBE sein. 

2. Die Sprecher/innen und deren Stell-
vertreter/innen sind dafür verantwort- 
lich, die Zielsetzungen der arbeits-
gruppen in konkrete Themen und 
aufgaben umzusetzen und mit den 
Teilnehmer/inne/n der arbeitsgruppe 
zu bearbeiten. 

3. Die Sprecher/innen und deren Stell-
vertreter/innen übernehmen die Ter-
minplanung sowie die inhaltliche Ge- 
staltung und Leitung der Sitzungen. 
Sie tragen dafür Sorge, dass Einla-
dung und Tagesordnung für die Sit-
zungen der Geschäftsstelle mindes-
tens drei Wochen vor dem Sitzungs-
termin vorliegen. 

4. Die Sprecher/innen der arbeitsgrup-
pen vertreten die arbeitsgruppen 
im Koordinierungsausschuss. Sie 
ge währleisten die enge Kooperation 
der arbeitsgruppe mit den Gremien 
und der Geschäftsstelle des BBE. 

5. mindestens einmal jährlich findet 
eine Konferenz der Sprecher/innen 
der arbeitsgruppen statt. Sie dient 
vor allem der inhaltlichen Koordina-
tion der arbeit, der Schöpfung von 
Synergien und der gemeinsamen 
The menplanung. auch außerhalb 
der arbeitsgruppen-Sprecher/innen-
Konferenz informieren die Sprecher/-
innen die jeweils anderen arbeits-
gruppen über aktuelle Vorhaben und 
möglichkeiten der Beteiligung.
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6. Die Sprecher/innen der arbeitsgrup-
pen bzw. ihre Stellvertreter/ innen 
können für ihre arbeitsgruppe im 
rahmen der genehmigten Budget-
planung und unter Beachtung der 
Finanzordnung des BBE über diesen 
Etat frei verfügen. Die Geschäftsstel-
le gewährleistet auf anfrage einen 
Überblick über die ausschöpfung 
der arbeitsgruppen-Etats (s. § 9).

7. Die Sprecher/innen stellen sicher, 
dass mindestens für eine Themen-
ausgabe des BBE-Newsletters pro 
Jahr Themen und Beiträge aus ihrer 
arbeitsgruppe beigesteuert werden.

§5  Berichtspflichten 

1. Über die Ergebnisse der arbeitsgrup-
pen ist im Koordinierungsausschuss 
und in der mitgliederversammlung 
zu berichten. Die schriftlichen Be-
richte müssen der Geschäftsstelle 
drei Wochen vor der jeweiligen Sit-
zung vorliegen.

2. Über die Sitzungen der arbeitsgrup-
pen ist i. d. r. innerhalb von sechs 
Wochen ein protokoll anzufertigen. Es 
gilt als genehmigt, wenn nicht inner-
halb von vier Wochen nach Versand 
anmerkungen, änderungswünsche 
oder Einsprüche mitgeteilt wurden. 
Diese änderungen werden vom dem 
protokollanten bzw. von der protokol-
lantin eingearbeitet und das überar-
beitete protokoll der Geschäftsstel-
le zugesandt. Die Geschäftsstelle 
übernimmt i. d. r. den Versand der 
unterlagen und führt dazu aktuelle 
Verteilerlisten auf der Grundlage der 
arbeitsgruppen-anmeldungen.

§6  außenvertretung

1. Die außenvertretung des BBE obliegt 
dem Sprecher/innen/rat. Der Spre-
cher/innen/rat kann diese aufgabe 
an die Geschäftsstelle delegieren.

2. Die Sprecher/innen der arbeitsgrup-
pen bzw. deren Stellvertreter/innen 
können das BBE in absprache mit 
dem Sprecher/ innen/rat oder – in 
dessen auftrag – mit dem/der Ge-
schäftsführer/ in des BBE bzw. des-
sen/deren Stellvertretung fachbezo-
gen nach außen vertreten (z. B. Fach-
veranstaltungen, Expertenrunden zu 
den Themen einer arbeitsgruppe). 

3. Der Schriftwechsel von arbeitsgrup-
pen mit externen Fachpartner/inne/n 
(z. B. in Vorbereitungen von Fachver-
anstaltungen) ist über die Geschäfts-
stelle mit dem Sprecher/innen/rat ab-
zustimmen.

§7  Dokumentationen

1. Die arbeitsgruppen können die Er-
gebnisse von Tagungen und Work-
shops, die sie durchgeführt haben, 
in Form von Dokumentationen veröf-
fentlichen.

 2. Das Layout ist am allgemeinen Er-
scheinungsbild der BBE-publikati- 
onen auszurichten und muss das 
BBE-Logo enthalten. Weitere Koo-
perationspartner/innen und Zuwen-
dungsgeber/innen sind bei Bedarf 
zu nennen bzw. mit Logo abzubilden. 
Dabei sind steuerrechtliche und zu-
wendungsrechtliche Bestimmungen 
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zu beachten. Es muss deutlich wer-
den, dass es sich um eine publikation 
des BBE unter Federführung der ent-
sprechenden arbeitsgruppe handelt. 

3. Die finanzielle absicherung der Doku-
mentationen ist vor deren Erstellung 
und Verschickung von der arbeits-
gruppe über die Geschäftsstelle zu 
klären. Es gibt keinen anspruch auf 
Finanzierung. Die Entscheidung, ob 
eine Finanzierung aus BBE-mitteln 
möglich ist, erfolgt im Einzelfall auf 
Basis der verfügbaren mittel durch 
den Sprecher/ innen/rat des BBE 
oder in dessen auftrag durch die Ge-
schäftsstelle. Die produktion von Do-
kumentationen ist im Vorfeld mit der 
Geschäftsstelle abzustimmen. Dabei 
sind die zuwendungsrechtlichen Be-
stimmungen zu beachten.

§8  Veröffentlichungen  
 im Sinne von meinungs- 
 äußerungen des BBE

1. alle Veröffentlichungen, die als mei-
nungsäußerungen verstanden wer-
den können (z. B. Stellungnahmen, 
Grundsatz- und Thesenpapiere, pres-
seerklärungen), werden als Dokumen-
te des gesamten Netzwerkes nach 
entsprechender abstimmung in den  
Gremien des BBE über die Ge schäfts- 
stelle veröffentlicht. Die ar beits - 
gruppen haben das recht, selbst  
meinungsäußerungen des BBE an-
zuregen. 

 Das Layout wird am allgemeinen Er- 
scheinungsbild von BBE-Veröffent- 
li chungen ausgerichtet und enthält  
das BBE-Logo. Es muss deutlich  

werden, dass es sich um eine Ver- 
öffentlichung des BBE unter Feder-
führung der entsprechenden arbeits- 
gruppe handelt. Das V.i.s.d.p. liegt 
bei der BBE-Geschäftsstelle. 

2. Jedes BBE-mitglied hat das recht 
zu beantragen, dass bei Stellungnah-
men und positionspapieren des BBE 
die folgende salvatorische Klausel  
angefügt wird: Die ausführungen und 
Forderungen werden von den mit- 
gliedern des BBE entsprechend ihrem  
jeweiligen aufgabengebiet und ihrer 
Zielsetzung mitgetragen.

3. Für publikationen mit längerfristiger 
Vorbereitungszeit und Dokumente, 
die kurzfristig veröffentlicht werden 
müssen, um Wirkung zu erzielen, gel-
ten unterschiedliche Verfahren der 
Be ra tung und abstimmung. 

 Über publikationen mit längerfristiger 
Vorbereitungszeit ist der Koordinie-
rungsausschuss rechtzeitig (i. d. r. 
drei monate vor dem geplanten 
Veröffentlichungstermin) zu infor-
mieren. Zwischenfassungen sind 
dem Sprecher/innen/rat zur Kenntnis 
zu geben. Der Sprecher/innen/rat 
begleitet im auftrag des Koordinie-
rungsausschusses die Erstellung 
der publikationen. Die von der jewei-
ligen arbeitsgruppe endabgestimm-
ten produkte werden über die Ge-
schäftsstelle an den Koordinierungs-
ausschuss weitergeleitet. Dieser hat 
die möglichkeit, sich innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen zu den Entwürfen 
zu äußern. Sofern keine rückmel-
dung erfolgt, gilt dies als Enthaltung. 
Die Druckfreigabe erfolgt auf Basis 
des abgeschlossenen Textumbruchs 
durch den Sprecher/innen/rat oder in 
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dessen auftrag durch die Geschäfts-
führung.

 Dokumente, die kurzfristig veröff ent- 
licht werden müssen, um Wir kung  
zu erzielen, bedürfen der Zu stim- 
mung durch den Sprecher/in nen/rat. 
Der Sprecher/innen/rat genehmigt 
die Veröffentlichung über die Ge-
schäftsstelle des BBE, wenn er kei-
ne weitere abstimmung im rahmen 
des Koordinierungsausschus ses für 
erforderlich hält. 

§9   Kosten und Finanzierung der 
 arbeit von arbeitsgruppen

1. Die Finanzierung der arbeitsgrup-
pentätigkeit ergibt sich aus den Be-
stimmungen der Finanzordnung des 
BBE. Der Zahlungsgrund muss auf 
die ausschließliche und unmittelbare  
Erfüllung der steuerbegünstigten 
Zwecke ausgerichtet sein und den 
Bestimmungen entsprechen, die die 
Satzung über die Voraussetzungen 
für Steuervergünstigungen enthält.

2. Ein anspruch auf Erstattung der Kos-
ten für die mitarbeit in den arbeits-
gruppen-  und ad-hoc- Gruppen-ar-
beit des BBE besteht nicht. 

 Für ihre reguläre arbeitsgruppen- 
tätigkeit steht jedoch jeder arbeits- 
und ad-hoc-Gruppe ein fester Jahres- 
etat aus dem Beitrags- und Spenden-
aufkommen zu, über dessen höhe 
die mitgliederversammlung jährlich 
entscheidet.

3. Die arbeitsgruppen sollen im rahmen 
der jährlichen BBE-Finanzplanung  

ihrerseits geplante ausgaben aus 
BBE-Eigenmitteln vor der Beschluss-
fassung des jährlichen BBE-haushalts 
durch die mitgliederversammlung 
über die Geschäftsstelle beantragen. 

4. Die Beantragung über die Geschäfts-
stelle gilt auch für gewünschte Zah-
lungen aus BBE-mitteln, die sich im 
Laufe des haushaltsjahres ergeben. 

5. Sofern mittel des BBE wie bewilligt 
in anspruch genommen werden, er - 
folgen deren Verwaltung und der Zah- 
 lungsverkehr ausschließlich über die 
Geschäftsstelle des BBE. 

6. Die Geschäftsführung ist im Vorfeld 
über die höhe und den Veranlas-
sungsgrund der rechnung zu infor-
mieren. ausgenommen davon sind 
arbeitsgruppenetat-Zahlungen bis zu 
einem Gesamtvolumen von 100,00 €, 
sofern sie den gemeinnützigen Ver- 
wendungsvorschriften entsprechen. 
In sachlich bzw. vereinsrechtlich be-
gründeten Fällen kann die Zahlung 
bzw. Erstattung aus BBE-mitteln auch  
verweigert werden.

7. Jegliche Fahrtkosten, Spesen und 
Übernachtungskosten werden nur im 
rahmen der vom Sprecher/innen/rat 
fest gelegten reisekostenbestimmun-
gen erstattet. Die reisekostenrege-
lungen des BBE orientieren sich an 
den Festlegungen des Bundesreise-
kostengesetzes.

8. Die akquise von weiteren mitteln zur 
Durchführung von Veranstaltungen 
der arbeitsgruppen durch die ar-
beitsgruppe selbst ist möglich und 
erwünscht. Soll das BBE Zahlungs-
empfänger sein, sind der Bedarf und 
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die Beantragung bei Dritten im Vor-
feld gemeinsam mit der Geschäfts-
stelle verbindlich zu planen und ab-
zustimmen.

9. In den Fällen, in denen mitgliedsor-
ganisationen für eine arbeitsgruppe 
oder das BBE in eigener rechtlicher 
Verantwortung projekte durchführen 
und hierfür mittel beantragen, bedarf 
es über die Geschäftsführung der 
Zustimmung durch den Sprecher/in-
nen/rat. Die getroffenen absprachen 
der Zusammenarbeit sind schriftlich 
festzuhalten. Die Geschäftsstelle 
steht im Bedarfsfall für weitere fach-
liche, haushalts- und zuwendungs-
rechtliche Beratung zur Verfügung. 

10. Für projekte und Veranstaltungen, 
die mit Dritten (externen Organisati-
onen) gemeinsam durchgeführt wer-
den, ist im Vorfeld ein Kooperations-
vertrag zwischen den parteien ab-
zuschließen, in dem verbindlich Zu - 

stän digkeiten, arbeitsteilung, rah-
menplanung etc. vereinbart werden. 
Der Kooperationsvertrag ist mit dem 
Sprecher/ innen/rat über die Ge-
schäftsstelle abzustimmen und von 
ihm freizugeben. 

11. Die arbeitsgruppen bzw. ihre Ver-
treter/innen dürfen keine rechtsge-
schäftlichen Verbindlichkeiten im Na-
men des BBE eingehen bzw. entspre- 
chende absprachen treffen. Sie be-
sitzen keine rechts- und Geschäfts-
fähigkeit für das BBE.

§10 Inkrafttreten der  
  Geschäftsordnung

 Die Geschäftsordnung für arbeits- 
gruppen im BBE wurde am 11.09. 
2008 vom Koordinierungsausschuss  
beschlossen und tritt mit sofortiger 
Wirkung in Kraft.
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Finanzordnung des BBE

Letzte änderung: September 2008



 allgemeines

 Die Finanzordnung regelt die Verfü-
gungsbefugnisse über die rechen-
schaftspflichtigen Vereinsmittel und 
die daraus erwachsenden Festlegun-
gen für die gewählten Gremien des 
Vereins sowie die hauptamtlichen 
mitarbeiter/innen in der Geschäfts-
stelle des BBE.

 Grundlage dieser Finanzordnung sind  
die Bestimmungen in den Netzwerk-
statuten des BBE in ihrer jeweils  
aktuellen Fassung. Die Kassenprüfer/- 
innen prüfen jährlich die Einhaltung 
der Finanzordnung.

§1   Grundsätze der Wirtschaft- 
 lichkeit und Sparsamkeit

1. Der Verein ist nach den Grundsätzen 
der Wirtschaftlichkeit zu führen. Das 
heißt, die aufwendungen müssen in 
einem nachweisbar wirtschaftlichen 
Verhältnis zu den erzielten und erwar- 
teten Erträgen stehen.

2. Für das BBE und jedes seiner projek-
te bzw. aktivitäten gilt generell das 
Kostendeckungsprinzip. Die Kosten-
deckung ist durch die Vorlage ent-
sprechend begründeter Finanzpläne 
zu dokumentieren. abweichungen 
sind nur bei den in dieser Finanzord-
nung beschriebenen Fällen möglich.

3. Gemäß den Netzwerkstatuten dür-
fen die mittel des Vereins nur für die 
satzungsmäßigen Zwecke verwen-
det werden. Die mitglieder erhalten 
in ihrer Eigenschaft als mitglieder 

hieraus keine Zuwendungen. Es darf 
keine person durch ausgaben, die 
dem Zweck des Vereins fremd sind 
oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden.

§2  haushaltsplan

1. Für jedes Geschäftsjahr muss durch 
den Sprecher/innen/rat gemäß den 
Netzwerkstatuten ein haushaltsplan 
für das Folgejahr aufgestellt werden. 
Der haushaltsplan muss sich in sei-
nem aufbau nach dem Kontenplan 
des BBE richten. 

2. Die haushaltsansätze, alle Kalkulati-
onen und notwendige Schätzungen 
sollen nach dem kaufmännischen 
prinzip vorsichtig vorgenommen wer-
den. Einnahmen und ausgaben über 
5.000 €, die keine regelausgaben 
sind, sind zu erläutern.

3. Der Entwurf des haushaltsplanes für 
das folgende Jahr ist von der Ge-
schäftsstelle unter Beachtung des 
statutengemäßen Fristenvorlaufs zur 
Vorbereitung der mitgliederversamm-
lung beim Sprecher/innen/rat einzu-
reichen. 

4. Die Beratung und Beschlussfassung 
im Sprecher/innen/rat hat so zu er-
folgen, dass der haushaltsplan den 
mitgliedern rechtzeitig im Vorfeld der  
Versammlung schriftlich zugesandt 
werden kann.

5. Im haushaltsplan sind die erwarteten 
Einnahmen aus mitgliedsbeiträgen, 
Spenden, sonstigen Erträgen aufzu-
führen und alle geplanten ausgaben 
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für die arbeit des BBE aufzulisten. 
Diese sind insbesondere: 

 a. anstellung voll- und teilzeitbe-
schäftigter mitarbeiter/innen

 b. honorarzahlungen
 c. Versicherungen und Steuern 
 d. reisekosten Gremienarbeit  

und mitarbeiter/innen der  
Geschäftsstelle

 e. Kosten für die Gremien- und 
arbeitsgruppenversammlungen

 f. Investitionen
 g. Sachkosten für die lfd.  

Geschäftsstellenarbeit
 h. Kosten für die Tätigkeit der  

arbeitsgruppen
 i. mitgliedsbeiträge an andere 

Organisationen 
 j. Werbung und Öffentlichkeits arbeit
 k. Bewirtungskosten
 l. aufwendungen für Ehrungen 

und Geschenke
 m. Eigenanteil projektfinanzie- 

rungen

6. Die mitgliederversammlung ist über 
Zuwendungen oder sonstige Einnah-
men von Dritten für geplante und lau-
fende projekte des BBE sowie über 
die daraus zu tätigenden ausgaben 
zu informieren. Die ggf. notwendige 
Einstellung eines Eigenanteils ist zu 
begründen, dabei ist die aufrecht-
erhaltung der Liquidität des Vereins 
nachzuweisen.

7. Die arbeitsgruppen teilen ihre Fi-
nanzbedarfe der Geschäftsstelle im 
rahmen der jährlichen BBE-haus-
haltsplanung mit, damit eine jähr-
liche planung der arbeitsgruppen-
aufwände vor der Beschlussfassung 
des haushaltsentwurfes durch den 
Sprecher/innen/rat möglich wird. 

8. abweichungen vom beschlossenen 
haushaltsplan sind grundsätzlich 
möglich. abweichungen und umwid-
mungen über 20% sind grundsätz- 
lich vom Sprecher/innen/rat zu be-
schließen. Die Liquidität des Vereins 
darf durch die abweichungen nicht 
gefährdet werden. 

9. Über die weitere Übernahme von 
finanziellen Verpflichtungen für die  
arbeitsgruppen- und ad-hoc-Grup-
pen-arbeit des BBE entscheidet der 
Sprecher/innen/rat bzw. der/die Ge-
schäftsführer/in unter Beachtung der 
in § 6 genannten Verfügungsgewalt. 

10. Der/Die Schatzmeister/in des Ver-
eins ist durch die Geschäftsführung 
immer rechtzeitig über bevorstehen-
de änderungen zu informieren. 

§3   rechenschaftsbericht  
 und Jahresabschluss 

1. Das Wirtschaftsjahr ist das Kalender-
jahr. Der jährliche rechenschaftsbe-
richt muss sich an den Kontenplan 
des BBE halten.

2. Im jährlichen rechenschaftsbericht 
müssen alle Einnahmen und ausga-
ben des BBE für das abgelaufene Ge-
schäftsjahr aufgeführt werden. Die 
tatsächlichen Einnahmen und ausga- 
ben sind den ansätzen im haushalts- 
plan gegenüberzustellen und größere 
abweichungen zu begründen. 

3. Die mitglieder sind auf der mitglie-
derversammlung auch über die Eck-
punkte der Finanzierungsquellen und 
-strukturen zu informieren, die formal 
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nicht dem Vereinshaushalt zugehörig 
sind, aber inhaltlich direkt zur auf-
rechterhaltung der Geschäftsstellen-
arbeit und der Netzwerkaktivitäten 
beitragen. Dies betrifft vor allem die 
zuwendungs- und arbeitsrechtliche 
Trägerschaft des Deutschen Vereins 
für projekte des BBE. 

 Die Detailliertheit dieser Berichte und 
die Freigabe zur Veröffentlichung er-
geben sich aus den Vorschriften und/ 
oder dem Einverständnis der dafür 
verantwortlichen juristischen person 
(Zuwendungsnehmer/ Kooperations-
partner).

4. Kooperationsprojekte, bei denen das  
BBE nur fachliche unterstützung  
übernimmt, aber keine finanziellen  
ansprüche oder Verpflichtungen hat,  
unterliegen finanziell und administra- 
tiv der Selbstbestimmung der dafür 
zuständigen Kooperationspartner. Sie  
sind von der wirtschaftlichen rechen- 
schaftslegung gegenüber den Ver-
einsmitgliedern ausgeschlossen.

5. Der rechenschaftsbericht für die mit- 
gliederversammlung ist von den ge-
wählten Kassenprüfer/innen gemäß 
den Netzwerkstatuten zu prüfen. Die- 
ser Termin ist im Vorfeld über die Ge-
schäftsstelle dem/der Schatzmeister/- 
in des Vereins mitzuteilen. 

6. Eine unterjährige Berichtspflicht ge-
genüber den mitgliedern besteht 
nicht, sofern diese nicht Gegenstand 
einer außerordentlichen mitglieder-
versammlung ist. 

7. Der Jahresabschluss wird von der 
Geschäftsstelle des BBE vorbereitet. 
Die jährliche Steuererklärung wird 

durch ein beauftragtes Steuerbera- 
tungsbüro angefertigt und dem Fi-
nanzamt zur prüfung vorgelegt. Die 
Übergabe an das Finanzamt hat im 
Folgejahr des betreffenden Jahresab- 
schlusses zu erfolgen.

§4   Verwaltung  
 der Finanzmittel 

1. alle Finanzgeschäfte des BBE wer-
den über die Geschäftsstelle abge-
wickelt. Die Führung von Kassen und 
Konten des Vereines außerhalb der 
eigenen rechnungsführung ist unter- 
sagt. Konten bei Dritten müssen auf 
den Namen des Vereins lauten.

2. Der Sprecher/innen/rat ist nach den 
Netzwerkstatuten für die Einhaltung 
des haushaltsplanes und die lau-
fenden Geschäfte des Vereins ver-
antwortlich. Er benennt dafür eine/n 
Schatzmeister/in aus seinen reihen. 

3. Für die laufende Geschäftstätigkeit 
übernimmt der/die Geschäftsführer/in 
die Verantwortung gemäß § 30 BGB. 

4. Über alle rechtsgeschäfte, die die  
Liquidität, den Gemeinnützigkeitssta-
tus oder haftungsfragen des Vereins 
berühren, besteht Berichtspflicht ge-
genüber dem Sprecher/innen/rat. Im 
Zweifelsfall ist die rechtliche Klärung 
über die Einbeziehung des bevoll- 
mächtigten Steuerberatungsbüros 
oder eines rechtsanwaltes herbei-
zuführen. 

5. Der/die Schatzmeister/ in sowie in 
begründeten Fällen jedes Sprecher/-
innen / ratsmitglied ist berechtigt,  
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jederzeit Geschäftsberichte anzufor-
dern bzw. regelmäßig und unange-
meldet prüfungen durchzuführen.

6. Zu jeder Sprecher/innen/ratssitzung 
ist dem/der Schatzmeister/in eine ak- 
tuelle Liquiditätsübersicht über die 
Finanzbestände des Vereins incl. be- 
stehender Forderungen und Verbind-
lichkeiten sowie geplanter Einnah- 
men und ausgaben im laufenden 
haushaltsjahr vorzulegen und bei Be- 
darf zu erläutern. 

§5   Verwendung  
 der Finanzmittel

1. Die Finanzmittel sind statutengemäß 
entsprechend §2 dieser Finanzord-
nung zu verwenden. außerdem ist 
eine allgemeine Betriebsmittelrück-
lage in höhe von 5.000 € zu gewähr-
leisten. 

2. Ein anspruch auf Erstattung der Kos-
ten für die mitarbeit in den arbeits-
gruppen- und ad-hoc-Gruppen-arbeit  
des BBE besteht nicht. 

 Für ihre reguläre arbeitsgruppentä-
tigkeit steht jeder arbeits- und ad-
hoc-Gruppe ein fester Jahresetat 
aus dem Beitrags- und Spendenauf-
kommen zu, über dessen höhe die 
mitgliederversammlung jährlich ent-
scheidet. 

 Die Geschäftsführung ist im Vorfeld 
über die erwartbare höhe und den 
Veranlassungsgrund der rechnung 
zu informieren. ausgenommen davon 
sind arbeitsgruppenetat-Zahlungen 
bis zu einem Volumen von 100,00 €, 

sofern sie den gemeinnützigen Ver-
wendungsvorschriften entsprechen. 

 Sofern mittel des BBE in anspruch 
genommen werden, erfolgen deren 
Verwaltung und der Zahlungsverkehr 
ausschließlich über die Geschäfts-
stelle des BBE.

 Jede darüber hinausgehende geplan- 
te Inanspruchnahme von BBE-mit-
teln muss durch den/die arbeits-
gruppensprecher/in bzw. die dazu be- 
rechtigte person rechtzeitig im Vor-
feld bei der Geschäftsführung bean-
tragt werden. Die Bereitschaftserklä-
rung zur Übernahme der Kosten aus 
BBE-mitteln ist nur durch die dafür 
berechtigten personen zulässig und 
schriftlich zu dokumentieren. 

3. Jegliche Fahrtkosten, Spesen und 
Übernachtungskosten werden nur im  
rahmen der vom Sprecher/innen/rat 
festgelegten reisekostenbestimmun- 
gen gezahlt. Die reisekostenrege-
lungen des BBE orientieren sich an 
den Festlegungen des Bundesreise-
kostengesetzes.

4. Für honorarzahlungen wird die hono-
rar-richtlinie des BBE zu Grunde ge-
legt. abweichungen von dieser richt- 
linie sind schriftlich zu begründen.

§6   Eingehen von  
 Verbindlichkeiten 

1. Für das Eingehen von rechtsverbind- 
lichkeiten im Namen und auf rech-
nung des Vereins gelten folgende Vor- 
schriften: 
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 a. Der/Die Geschäftsführer/in kann un- 
ter Beachtung der vorliegenden Be-
stimmungen dieser Finanzordnung 
und der bindenden Wirkung des haus- 
haltsplanes bis zu einer Summe von 
10.000,- € über die Verwendung der 
BBE-Eigenmittel frei entscheiden.

 b. Der Sprecher/innen/rat kann unter 
Beachtung der vorliegenden Bestim-
mungen dieser Finanzordnung und 
der bindenden Wirkung des haus-
haltsplanes bis zu einer Summe von 
20.000,- € mit zwei unterschriftsbe-
rechtigten und ab einer Summe von 
20.001 € mit allen gemeinsam über 
die Verwendung der BBE-Eigenmittel 
entscheiden.

 c. Sofern Verpflichtungen eingegan-
gen werden sollen, die den Verein 
über das haushaltsjahr hinaus bin-
den und die nicht für die folgenden 
haushaltsjahre bewilligt wurden bzw.  
aus dafür zur Verfügung stehenden 
mitteln abgedeckt sind, ist ab einer 
Summe von 5.000,- € die Zustim-
mung des Sprecher/innen/rates er-
forderlich. 

2. Es ist unzulässig, einen einheitlichen 
wirtschaftlichen Vorgang zu teilen, 
um dadurch die Zuständigkeit für die 
Genehmigung der ausgabe zu be-
gründen.

3. Die arbeitsgruppen bzw. ihre Ver-
treter/innen dürfen keine rechtsge-
schäftlichen Verbindlichkeiten im Na- 
men des BBE eingehen, sie besitzen 
keine rechts- und Geschäftsfähig-
keit für das BBE. 

§7   Zahlungsverkehr 

1. Der gesamte Zahlungsverkehr wird 
vorwiegend bargeldlos über die Ver-
einskonten abgewickelt.

2. Über jede Einnahme und ausgabe 
muss ein Beleg im Original vorhan-
den sein. Kopien sind nur in begrün-
deten ausnahmefällen möglich. Der 
Beleg muss den Tag der ausgabe, 
den zu zahlenden Betrag, die mehr-
wertsteuer, den Verwendungszweck 
und den Namen des Empfängers ent- 
halten. 

3. Vor der Überweisung oder auszah-
lung eines rechnungsbetrages muss 
die sachliche und rechnerische rich-
tigkeit durch die in § 6 dieser Finanz-
ordnung dazu Berechtigten durch 
unterschrift bestätigt werden. 

4. Bank-Überweisungen oder -auszah- 
lungen sind nur mit zweifacher un-
terschrift gemäß der hinterlegten 
Verfügungsberechtigung möglich. 
Die vom Sprecher/innen/rat erteilte 
Vollmacht für den/die Geschäftsfüh-
rer/in des BBE, seine Stellvertretung 
sowie die Sachgebietsleitung für 
Finanzen und allg. Verwaltung des 
BBE ist dabei in ihren Vorschriften 
einzuhalten.

5. Der Sprecher/innen/rat legt im rah-
men des o. g. Verfügungsrahmens 
den umgang mit den anderen Zah-
lungsmitteln fest.

6. alle verauslagten Kosten sind der Ge-
schäftsstelle unter Beachtung von  
Skonto-Fristen innerhalb von vier 
Wochen nach rechnungslegung zur 
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Erstattung einzureichen. Nach dieser  
Frist besteht kein anspruch auf Er-
stattung mehr.

7. Zur Vorbereitung von projekten/Ver- 
anstaltungen ist es gestattet, Vor- 
schüsse in höhe des zu erwartenden  
Bedarfs zu gewähren. Diese müssen 
mit angabe der höhe, des Verwen-
dungszwecks und der unterschrift 
des Empfängers in der Geschäfts-
stelle dokumentiert werden. Diese 
Vorschüsse sind spätestens zwei  
Wochen nach Beendigung der Ver-
anstaltung unter Vorlage der Verwen-
dungsnachweise (Originalbelege)  
abzurechnen. Dasselbe gilt für die 
abrechnung der handkassen bei 
Veranstaltungen.

8. Wegen des Jahresabschlusses sind 
Barauslagen bis zum 22.12. des aus-
laufenden Jahres bei der Geschäfts-
stelle abzurechnen.

§8   Spenden und Zuschüsse

1. Der Verein ist berechtigt, steuerbe-
günstigte Spendenbescheinigungen 
auszustellen.

2. Spenden, für die eine solche Spen-
denbescheinigung erwünscht wird, 
müssen mit der angabe der Zweck-
bestimmung dem Verein überwiesen 
werden. 

3. Spenden kommen dem Gesamtver- 
ein zugute, wenn sie vom Spender  
nicht ausdrücklich einem einzelnen  
Zweck der Netzwerkstatuten zuge-
wiesen wurden. Sie werden im rah- 
men der haushaltsplanberatung ver-
teilt.

§9   Schlussbestimmungen

1. änderungen dieser Finanzordnung 
werden durch den Koordinierungsaus-
schuss mit 2/3-mehrheit beschlos- 
sen. änderungen sind der mitglieder-
versammlung zur Kenntnis zu geben. 

2. Salvatorische Klausel: Sollten einzel-
ne Bestimmungen dieser Finanz ord-
nung unwirksam oder undurchführ-
bar sein oder nach Beschluss unwirk-
sam oder undurchführbar werden, so  
wird dadurch die Wirksamkeit der 
Finanzordnung im Übrigen nicht be-
rührt. 

 an die Stelle der unwirksamen oder  
undurchführbaren Bestimmung soll 
diejenige wirksame und durchführ- 
bare regelung treten, deren Wirkun-
gen der eigentlichen Zielsetzung  
möglichst nahe kommen. 

 Diese Finanzordnung tritt durch Be- 
schluss des Koordinierungsausschus- 
ses vom 11.09.2008 in Kraft.
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